
Kündigungsschutz im landwirtschaftlichen Pachtrecht

Das Pachtrecht zeichnet sich als Teil 
des sog. sozialen Privatrechts durch 
einen verstärkten Schutz der «schwä-
cheren» Partei – d.h. des Pächters – 
aus. Im LPG gehen diese Regelungen 
besonders weit.

Praktisch jeder Betrieb verfügt über 
einen gewissen Anteil Pachtland, wes-
halb das Pachtrecht eine grosse prakti-
sche Bedeutung hat (v.a. hinsichtlich 
Kündigung und Erstreckung). In den 
meisten Fällen finden sich die Antwor-
ten im Bundesgesetz über die landwirt-
schaftliche Pacht. Dieses Gesetz re gelt 
die Verpachtung von landwirtschaftli-
chen Gewerben und Grundstücken 
(exkl. kleinere Grundstücke [< 25 Aren] 
oder Grundstücke in der Bauzone).

Die ordentliche Kündigung muss 
zwingend schriftlich erfolgen. Es braucht 
weder eine Begründung noch muss ein 
offizielles Formular verwendet werden. 
Die Kündigungsfrist beträgt mindes-
tens 1 Jahr, d.h., die Parteien können 
die Frist vertraglich verlängern, aber 

nicht verkürzen. Die Kündigung muss 
auf das Ende einer Pachtperiode erfol-
gen. Die Erstpachtdauer beträgt 9 Jah-
re (Gewerbepacht) bzw. 6 Jahre (Einzel-
grundstücke). Danach verlängert sich 
die Pachtperiode jeweils wieder um 6 
Jahre.

Die Kündigung entfaltet erst Wir-
kung, wenn sie beim Pächter eintrifft. 
Dies muss vor Beginn des Fristenlaufs 

erfolgen, d.h., die Kündigung muss spä-
testens ein Jahr vor Ablauf der Pacht-
periode beim Pächter eingetroffen sein. 
Es ist empfehlenswert, die Kündigung 
frühzeitig und u.U. sogar persönlich 
gegen Unterschrift zu übergeben. Ist 
die Kündigung verspätet oder auf ei-
nen falschen Termin erfolgt, so bleibt 
sie zwar gültig, wirkt aber erst auf den 
nächstmöglichen Termin.

Gegen eine formell korrekte Kündi-
gung kann sich der Pächter mit dem 
Erstreckungsbegehren zur Wehr set-
zen. Dazu muss er innerhalb von 3 Mo-
naten nach Empfang ein Schlichtungs-
gesuch einreichen. Im Kanton Zürich 
sind im Bereich der landwirtschaftli-
chen Pacht die Friedensrichter und 
nicht etwa die Schlichtungsstellen für 
Miete und Pacht zuständig. Im Erstre-
ckungsverfahren wird geprüft, ob für 
den Verpächter eine Verlängerung der 
Pacht dauer zumutbar ist. 

Der Verpächter muss einen Unzu-
mutbarkeitsgrund nachweisen. Die Be-
weislastumkehr des LPG im Erstre-
ckungsverfahren ist ein grosser Vorteil 
für den Pächter. Die Verlängerung ist 
dem Verpächter z.B. nicht zuzumuten, 
wenn der Pächter in schwerer Weise 

gegen den Vertrag verstossen hat oder 
wenn der Verpächter den Pachtgegen-
stand selber bewirtschaften will. Die 
Dauer der Erstreckung beträgt 3 bis  
6 Jahre, wobei dieser Rahmen re gel-
mäs sig maximal ausgeschöpft wird.

Die Parteien können in einer einver-
nehmlichen Aufhebung von den LPG-
Bestimmungen abweichen. Wenn ein 
solcher Vergleich einmal unterzeich-
net ist, kann er nur noch wegen Wil-
lensmängeln (Irrtum, Täuschung etc.) 
angefochten werden. 

Oft empfiehlt es sich, dem Pächter 
für die Einwilligung zur vorzeitigen 
Aufhebung der Pacht eine Gegenleis-
tung zu gewähren. Der Verpächter er-
spart sich damit u.U. Gerichts- und An-
waltskosten. n

Einiges soll auf den Kopf gestellt oder verändert werden

In der Vernehmlassung zur AP2022+ geblättert

Der Blick in die Vernehmlassung 
AP2022+ beinhaltet zahlreiche Vor- 
schläge für Änderungen und Neue-
rungen bezüglich des Versicherungs-
schutzes für die Bäuerinnen oder 
deutlich höhere Ansprüche für die  
Betriebsführung. Viele der möglichen 
Auswirkungen lassen sich aber  
noch kaum abschätzen. 

Satte 161 Seiten umfasst der vom Bun-
desrat in die Vernehmlassung geschick-
te erläuternde Bericht zur Agrarpoli-
tik 2022 (AP22+). Der Inhalt enthält be-
achtlichen Zündstoff und wird sicher 
für sehr kontroverse Stellungsnahmen 
sor gen. Während für viele der gleiche 
Zahlungsrahmen im Vordergrund steht, 
will der Bundesrat aber auch in ande-
ren Bereichen massive Systemwechsel 
mit Neuerungen oder Anpassungen vor-
nehmen, welche auf den einzelnen Be-
trieben massive Auswirkungen haben. 

In der Milchwirtschaft sieht der Bun-
desrat verschiedene Baustellen mit 
Handlungsbedarf, wobei der Schwer-
punkt auf der silofreien Milch und der 
Käsezulage liegen. Dabei würde es zu 
einer massiven Umverteilung kommen. 
Im Budget 2018 sind als Zulage für ver-
käste Milch und die Fütterung ohne Si-
lage 293 Mio. Franken vorgesehen, wel-
che an die Käsereien für die von ihnen 
verkäste Milch ausbezahlt werden. Der 
Bericht hält dabei fest, dass diese Zula-
ge für verkäste Milch teilweise Fehlan-
reize schafft. Zugleich ist die Produk-
tion von silofreier Milch für die Roh-
milchkäse rückläufig. Hier will man 
mit der AP22+ Gegensteuer geben. Neu 
soll es für die gesamte auf Ganzjahres-
betrieben produzierte silofreie Milch  

6 statt 3 Rappen geben, welche direkt 
ungeachtet der Verwertungsform den 
Produzenten ausbezahlt wird. Keine 
Zulagen wird es für silofreie Milch auf 
den Sömmerungsbetrieben geben. Die 
zusätzlichen drei Rappen oder 33 Mio. 
Franken im Jahr werden von der von 
15 auf 13 Rappen reduzierten Käsezu-
lage abgezwackt werden. Zugleich sol-
len diese Beiträge auf neu für die Büf-
felmilch fliessen, wobei in der Bot-
schaft die Rede von 200 000 Franken 
für die rund 1 Mio. Kilogramm Büffel-
milch ist. Damit erhofft sich der Bun-
desrat, dass der Anreiz zur Verkäsung 
mit Milch mit tieferer Wertschöpfung 
reduziert, während damit gleichzeitig 
die Produktion von den wertschöp-
fungsstärkeren Rohmilchkäsen gestärkt 
werden soll. 

Bessere soziale Absicherung  
der Bäuerin
Einen durchaus fast revolutionären Zug 
zeigt der Wille des Bundesrates, insbe-
sondere die mitarbeitende Ehepartne-
rin bezüglich des sozialen Versiche-
rungsschutzes besserzustellen. Damit 
nimmt er ein altes Kernanliegen des 
Schweizer Landfrauen- und Bäuerinnen 
Verbandes auf. An der vergangenen 
Tier + Technik wurde Christine Bühler 
als Präsidentin der Schweizer Land-
frauen zum Agro-Star gewählt. Sie be-
mängelte in ihrer Dankesrede insbe-
sondere die schlechte soziale Absiche-
rung der Bäuerinnen auf den Höfen, 
obwohl sie vielfach eine wichtige und 
zentrale Rolle auf dem Hof einnehmen. 
«Fast drei Viertel aller 45 693 weiblichen 
Arbeitskräfte auf den Bauernhöfen sind 
als familieneigene Mitarbeiter erfasst 
und gelten so als nicht Erwerbstätige», 
so Bühler. Der Vorschlag in der Ver-

nehmlassung sieht vor, dass eine be-
rufliche Vorsorge entweder als 2b oder 
3b für die Partnerin oder Partner obli-
gatorisch werden soll. Zugleich wird 
dazu eine obligatorische Taggeldversi-
cherung gefordert. Dass es dem Bundes-
rat ernst ist, zeigt der Umstand, dass 
dieser diese Versicherungspflicht mit 
den Direktzahlungen verknüpft. Wer 
dieser Pflicht nicht oder nur teilweise 
nachkommt, wird analog zur Regelung 
beim ÖLN mit Kürzungen bei den Di-
rektzahlungen sanktioniert. 

Höhere Anforderungen bezüglich  
der Berufsbildung
Wer Direktzahlungen beanspruchen 
will, wird zukünftig höhere Anforde-
rungen bezüglich der notwendigen Be-
rufsbildung aufweisen müssen. «Weil 
die Herausforderungen in der Betriebs-
führung komplexer werden, sollen alle 

neuen Direktzahlungsbezüger in Zu-
kunft über eine höhere Berufsbildung 
verfügen», schreibt der Bundesrat. Wa r 
bis anhin eine landwirtschaftliche Aus-
bildung die Voraussetzung, so muss 
neu die bestandene Berufsprüfung im 
Berufsbild Landwirtschaft (Fachaus-
weis) bestanden worden sein. Ander-
seits fallen der Maximalbeitrag von 
70 000 Franken je SAK sowie die Grenz-
werte in Bezug auf Einkommen und 
Vermögen weg. Bereits zum Vorgang 
sorgte die Absicht des Bundesrates, im 
Bereich der Weindeklaration einen Sys-
temwechsel vorzunehmen, für hohe 
Wellen. Der Wechsel von der kontrol-
lierten Ursprungs bezeichnung (AOC) 
zur geschützten Herkunftsbezeichnung 
(AOP) analog zu anderen Agrar- und 
Holzerzeugnissen stösst landesweit in 
der ganzen Branche auf massiven Wi-
derstand. 

Widersprüche und Klimapolitik
Es gibt auch einige vom Bundesrat vor-
geschlagene Widersprüche. Die Ver-
wertung eines Teils der landesweit an-
fallenden nachwachsenden und sehr 
nachhaltig produzierten Schafwolle 
soll nicht mehr finanziell gefördert 
werden, sodass diese Mengen statt ge-
nutzt nun verbrannt werden. Zugleich 
werden Beiträge für Inlandleistungen 
der Schlachthöfe und den Viehhandel 
im Umfang von 50 bis 65 Mio. Franken 
gestrichen, während gleichzeitig bei 
den Importeuren der administrative 
Aufwand für den Nachweis der Inland-
leistung entfällt. 

Somit werden Importe erleichtert 
und gleichzeitig die Inlandproduktion 
verteuert. Durch die Senkung der ma-
ximalen Hofdüngermenge pro Hekta-
re entstehen aber mehr Transporte 
für Hofdünger und Futtermittel, weil 
diese über längere Distanzen transpor-
tiert werden müssen.
n ROMÜ

«Die Beweislastumkehr des 
LPG im Erstreckungs-

verfahren ist ein grosser 
Vorteil für den Pächter.»
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Eine der grössten neuen Errungenschaften in der AP22+ dürfen die Schweizer Bäuerinnen angeführt 
von der Agro-Star-Preisgewinnerin 2018 Christine Bühler verzeichnen, indem die soziale Absicherung 
der Bäuerinnen auf ÖLN-Betrieben und Direktzahlungsbezügern obligatorisch wird. Bild: Romü

Die Kündigung des Pachtvertrags ist erst wirksam, wenn der Pächter sie empfangen hat. Bild: Pixabay
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Der ZBV macht 
sich an die Arbeit
Im Hinblick auf die vom Bundesrat in die 
Vernehmlassung eingereichte AP22+ ma­
chen sich nun die Kommissionen für Ag­
rarpolitik und Agrarwirtschaft (AP) und 
die Kommission für Produktion und Absatz 
(PA) des ZBV an die Arbeit, die Vernehm­
lassung zu verarbeiten. 
Den erläuternden Bericht zur Agrarpolitik 
ab 2022 finden Sie auf der ZBV­Website.
n NBO
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